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F inanzpolitik

Bundeshaushalt 1968 

zwischen Rezession und Aufschwung
Dr. Eberhard,Thiel, Hamburg

Die Verabschiedung des Bundesetats 1968 durdi den 
Bundestag und den Bundesrat fällt in eine Zeit, 

in der sidi eine zunehmende Konsolidierung im wirt- 
sdiaftlidien Gesdiehen in der BRD abzeichnet. Die 
Stagnation des W adistums im Jahre 1967 hatte nidit 
nur die sofort erkennbaren einzel- und gesamtwirt- 
sdiaftlichen V erluste zur Folge, sondern barg audi 
die Gefahr für die längerfristig anzustrebende W ohl­
fahrtsentwicklung in sidi.

Die besondere Verantwortung, die dem staatlichen 
Sektor bei der Verursachung der Rezession anzu­
lasten ist, führte im Laufe des letzten Jahres zur 
Ausarbeitung einer Reihe von Koordinierungsmög­
lichkeiten zwischen den einzelnen Trägern der W irt­
schafts-, Finanz- und Geldpolitik. Dabei wurden nidit 
nur die Rahmenbedingungen für eine vertikale und 
horizontale Integration gesdiaffen, sondern mit dem 
Instrument der m ittelfristigen Finanzplanung wurde 
auch eine Chance zur zeitlidien Abstimmung der 
staatlidien A ktivitäten eröffnet.

Die in der mittelfristigen Finanzplanung enthaltene 
Vorausschau auf die Ausgaben und Einnahmen des 
Bundes in den nädisten Jahren basiert auf einer Kon­
zeption über das anzustrebende gesamtwirtsdiaftliche 
Wachstum, zu dem der öffentliche Sektor einen be­
deutenden Beitrag zu leisten hat. In diesem mittel­
fristigen Rahmen ist zunächst auch der Haushaltsplan 
der Bundesregierung für das Jahr 1968 entwickelt 
worden.

DIE HÖHE DES ETATS

Eine Analyse der mittelfristigen Finanzplanung zeigt, 
daß das für 1968 aus gesamtwirtschaftlichen Motiven 
als wünschenswert eraditete Volumen von 80,7 Mrd. 
DM nur deswegen in diese Rechnung eingesetzt wer­
den konnte, weil ursprünglidi vorgesehene Ausga­
benerhöhungen in Höhe von 5,3 Mrd. DM vermieden 
wurden. Diese Ausgabenkürzungen erforderten zum 
Teil Änderungen von bestehenden Gesetzen. Ein 
Restbetrag wurde durch Kürzungen von Ausgaben be­

seitigt, die allgemein im Rahmen der Ausweitung der 
Bundestätigkeit geplant waren.

Unter den Ausgabenkürzungen standen die V ertei­
digungsausgaben mit 2,0 Mrd. DM und der Sozial- 
bereidi mit 1,5 Mrd. DM an der Spitze, gefolgt von 
Verminderungen der vorgesehenen Ausgaben für die 
Landwirtsdiaft, den V erkehr und die Entwidclungs- 
hilfe. Diese Kürzungen wurden durdi Einnahmeerhö­
hungen ergänzt, die sowohl die ordentlichen wie die 
außerordentlidien Einnahmen betrafen. Die Umwand­
lung der Umsatzsteuer in die M ehrw ertsteuer und 
ihre Erhöhung um 1 Vo ab M itte des Jahres 1968, die 
Einführung der Ergänzungsabgabe, die Erhöhung der 
Postablieferung und die Streidiung einiger V ergün­
stigungen im Rahmen der Körperschaftsteuer für 
einige Geldinstitute sollten eine Einnahmeverbesse­
rung um 1,5 Mrd. DM erbringen. Die ordentlichen 
Einnahmen würden damit ein N iveau von 73,4 Mrd. 
DM erreidien, so daß eine Verschuldung des Bundes 
für 1968 in Höhe von 7,3 Mrd. DM als erforderlidi 
angesehen wurde.

Mit geringen Abweichungen folgte der Regierungs­
entwurf für den Haushaltsplan 1968 dieser m ittel­
fristigen Finanzplanung. Dabei ging man von einer 
geschätzten Steigerung des Bruttosozialproduktes in 
Höhe von 6,5 Vo aus. Von den Änderungswünschen 
des Bundesrates waren besonders die teilw eise Ab­
lehnung der vorgesehenen Besoldungsverbesserungen 
im öffentlichen Dienst und die Forderung nadi Er­
höhung der Zuweisungen an die Länder bem erkens­
wert. Der Bundesrat hat seine endgültige Zustimmung 
zum Etat 1968 von der gebührenden Berüdcsichtigung 
dieser W ünsdie abhängig gemacht.

DEFIZIT 1967

W ährend der Beratungszeit zeidinete sich die nur 
sehr langsam einsetzende Erholung der Gesamtwirt- 
sdiaft ab, die für das Jahr 1967 aber nur einen ge- 
samtwirtschaftlidien Absdiluß erbradite, der gerade
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dem Bruttosozialprodukt von 1966 entsprach. Daraus 
ergaben sich auch noch einige Sdiwierigkeiten für die 
Erfüllung des Etats 1967.

Einschließlich des Ersten Konjunkturförderungspro­
grammes war das Haushaltsvolumen 1967 auf 77,0 
Mrd. DM fixiert worden. Redinet man den auf den 
Bund entfallenden Betrag im Rahmen des Zweiten 
Konjunkturförderungsprogrammes hinzu, so stieg das 
Haushalts-Soll 1967 sogar auf 78,5 Mrd. DM. Das 
Steuer-Soll des Haushaltes 1967 in Höhe von 64,5 
Mrd. DM wurde jedoch auf Grund der Auswirkun­
gen der langsamen wirtsdiaftlichen Entwidtlung um 
1,7 Mrd. DM unterschritten. Auch auf der Ausgaben­
seite gab es Mehr-Ansätze für den Bundeszuschuß zur 
Knappsdiaftsversidierung und eine Erhöhung durch 
Mehrleistung für die Kriegsopferversorgung. Das De­
fizit, das sich abzeidinete, betrug somit fast 1,8 Mrd. 
DM. Nur durch die Übernahme von einer halben 
Milliarde DM in den außerordentlichen Haushalt — 
mit der Folge einer vermehrten Kreditaufnahme — 
ließ sidi das Haushaltsdefizit 1967 auf 1,35 Mrd. DM 
reduzieren. Entsprediend den Bestimmungen über die 
Haushaltsführung muß dieses Defizit spätestens 1969 
abgedeckt werden, wodurdi sidi sdion jetzt eine V or­
belastung dieses Haushaltsplanes ergibt.

SCHWIERIGE STEUERSCHÄTZUNG FÜR 1968

Aber nicht nur auf die Erfüllung des Haushaltsplanes 
1967 wirkte sich die unbefriedigende Einkommensent­
wicklung in der BRD aus, sondern audi schon auf 
den sidi zu Beginn des Jahres noch in der Beratung 
befindlidien Haushaltsplan für das Jahr 1968. Die 
Steuersdiätzungen im ersten Entwurf dieses Haus­
haltsplanes beliefen sidi auf 67,4 Mrd. DM. Die Er­
fahrungen mit den Wirkungen eines verminderten 
Wadistums des Bruttosozialproduktes auf die geplan­
ten Steuereinnahmen ließen diese Schätzungen für 
das Jahr 1968 als zu hoch ersdieinen.

Die Steuervorausschätzungen differierten entsprediend 
den zugrunde gelegten Wachstumsraten des Brutto-

sozlalproduktes. Da die Prognose für die vor uns 
liegende Phase besonders schwierig ist, sdiw ankten 
die Schätzungen für das reale W adistum zwisdien 
3 “/o und 5 Vo. Audi die Annahmen über die Preis­
steigerungen wiesen keineswegs ein einheitlidies Bild 
aus.

Ein Ausweg sdiien sich durch die Übernahme von 
geplanten W adistum sraten zu zeigen. Die Fixierung 
von geplanten W adistum sraten w äre jedoch nur dann 
realistisdi, wenn die Bundesregierung mit allen M it­
teln, die ihr zur Verfügung stehen, versudien würde, 
die damit verbundene Zielsetzung des gesamtwirt­
schaftlichen Wachstums effektiv zu erreichen. Eine 
solche Zielsetzung würde jedoch ein massives Enga­
gement des öffentlichen Sektors bedingen, das sich 
im Moment nicht abzeichnet. Die Steuerschätzung, die 
sich durchgesetzt hat, liegt um genau eine Mil­
liarde niedriger als im ersten Haushaltsplanentwurf.

W ACHSENDES DEFIZIT

Das sich damit auftuende Defizit in dem Haushalts­
plan 1968 mußte vor der endgültigen Verabschiedung 
zusammen mit den zu erw artenden Veränderungen 
auf der Ausgabenseite bewältigt werden. Dort zeich­
nete sich sehr bald die erforderliche höhere Zuwei­
sung an die Länder ab und analog zu den Erfahrun­
gen 1967 eine Eihöhung der Bundeszuschüsse an die 
Knappschaftsversicherung und M ehrausgaben für die 
Kriegsopferversorgung. Zusammen mit einigen an­
deren M ehrausgaben ergab sich eine Erhöhung um 
973 Mill. DM. Um das Etatvolumen von 80,7 Mrd. DM 
beibehalten zu können, w urde das drohende Defizit 
von 1,973 Mrd. DM wie folgt gedeckt: Die Ausgaben­
sätze wurden um insgesamt 973 Mill. DM gekürzt 
(besonders Straßenbau, Verteidigung und Besoldung), 
und die Schätzungen der Verwaltungseinnahmen 
w urden um 189 Mill. DM heraufgesetzt. Für den 
verbleibenden Betrag von 811 Mill. DM wurden 
Kreditaufnahmen vorgesehen, so daß sich eine erfor­
derliche Verschuldung im H aushaltsjahr 1968 in Höhe 
von 8,2 Mrd. DM ergibt. Die Abwicklung von be-

D ü s s e l d o i H a m b i i r
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Immer haben wir es als unsere vornehmste 

Aufgabe betraditet, in allen Zeiten, ob 

guten oder sdileAten, unserer Kundsdiaft 

zu dienen. Das Vertrauen, das uns aus 

allen Kreisen entgegengebracht wird, ver­

pflichtet uns, stets von neuem unsere 

besten Kräfte für die heimisdie W irt­

schaft einzusetzen.
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stimmten Teilen des Zweiten Konjunkturfördemngs- 
programmes, die erst zu Beginn des Jahres 1968 
erfolgte, dürfte auch noch zu weiteren effektiven 
Kreditaufnahmen in diesem Jahre führen. Der Kredit­
bedarf im H aushaltsjahr 1968 wird somit bei 9 Mrd. 
DM liegen.

W eitere Schwierigkeiten für die Abwidilung des 
Haushaltsplanes 1968 zeichnen sich jedoch auch nach 
dieser Finanzierungslösung schon ab. So ist es kei­
neswegs sidier, daß die jetzige Steuereinnahmeschät­
zung schon realistisch ist. Man wird eventuell mit 
einer erneuten Korrektur nach unten rechnen müssen. 
Auch auf der Ausgabenseite ist noch ungeklärt, zu 
welchem Ergebnis die Devisenausgleichsverhandlun­
gen mit den USA und mit Großbritannien endgültig 
führen werden. Sollte in diesem Zusammenhang eine 
Erhöhung der Verteidigungsausgaben oder sonstiger 
Ausgabeposten erforderlidi werden, so w äre das nicht 
ohne eine Erhöhung des Haushaltsvolumens und da­
mit der Kreditaufnahmen zu ermöglichen. Sollten je ­
doch die Finanzierungsmodalitäten außerhalb des 
Budgets allein durch die Deutsche Bundesbank e r­
folgen, so w äre eine direkte Rückwirkung nicht zu 
erwarten.

SOZIALAUSGABEN NUR G ER IN G  ERHÖHT

Ein Vergleich der geplanten Ausgabenentwicklung in 
den H aushaltsplänen 1967 und 1968 zeigt, daß das 
Haushalts-Soll 1968 bei 80,7 Mrd. DM, das H aushalts­
volumen 1967 unter Einbeziehung des Ersten und 
Zweiten Konjunkturförderungsprogrammes bei 78,5 
Mrd. DM liegt. Somit ergibt sich insgesamt nur eine 
Steigerung der geplanten Ausgaben um knapp 3®/e. 
An erster Stelle stehen auch 1968 die Sozialausgaben 
mit über 30 “/o des gesamten Aufwandes. Dazu ge­
hören die Zuschüsse zu den einzelnen Rentenver­
sicherungen, das Kindergeld, die Kriegsopferversor­
gung, das Wohngeld und andere soziale Sicherungs­
maßnahmen. Auf den ersten Bilde scheint sich eine 
erhebliche Erhöhung des Volumens abzuzeichnen, 
doch is t die Steigerung nur relativ  gering. W äh­
rend nämlich 1967 den Trägern der Sozialversicherung 
noch 1,45 Mrd. DM in Form von Schuldbuchforderun­
gen gewährt wurden, die nicht explizit im Haushalts­
plan erschienen, fällt 1968 diese A rt von Finanzierung 
mit dem Haushaltsplan fort. Rechnet man also zu 
dem Haushalts-Soll 1967 die genannten 1,45 Mrd. DM 
hinzu, so kommt man ungefähr auf das Volumen, das 
für das laufende Jah r vorgesehen ist, wenn man von 
den M ehrausgaben im Bereich der Knappschafts­
versicherung absieht, die auf die Situation im Stein­
kohlebergbau zurückgehen.

Eine relative Stagnation in diesem wichtigen Bereich 
der S taatstätigkeit w ar nur dadurch zu erreichen, daß 
den Trägern der Sozialversicherung durch das Finanz­
änderungsgesetz und seine Ergänzungsgesetze eine 
stärkere Eigenbasis für die Finanzierung ihrer V er­
pflichtungen eingeräumt wurde. Dazu gehört sowohl die 
Ausdehnung der Versicherungspflicht als auch beson­

ders die Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge. 
Die Totalleistung des gesam ten staatlichen Sektors 
unter Einbeziehung der Träger der Sozialversicherung 
ist dagegen gestiegen. Die in den letzten Jahren  nicht 
gerade der Transparenz der Bundesleistungen förder­
liche Verbuchungsart außerhalb des Etats wird in 
Zukunft auf diese A rt vermieden. Für das laufende 
Jahr sind reine Zuschüsse an die Träger der Sozial­
versicherung in Höhe von knapp 10,6 Mrd. DM vor­
gesehen.

RÜCKGA N G DER VERTEID IGUN GS- UND VERKEHRSAUSGABEN

Für den Verteidigungsbereich ist dem Rechenwerk 
eine Verminderung von fast 1,7 Mrd. DM gegenüber 
1967 zu entnehmen. Genau w ie bei einer A nalyse des 
Haushalts-Solls 1967 darf dieser Betrag jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß der effektiv zur V er­
fügung stehende Betrag höher ist, als hier angegeben. 
Diese Diskrepanz zwischen den im Haushaltsplan 
fixierten Summen und den effektiven Ausgaben für 
die Verteidigungsbereiche resultiert aus der Möglich­
keit, d ie Vorauszahlungen für Rüstungskäufe an die 
USA nunmehr effektiv zu nutzen. Der Verteidigungs­
aufwand dürfte somit knapp unter 19 Mrd. DM liegen.

Das Verkehrswesen nimmt w eiterhin den dritten 
Rang in der Prioritätsskala des Bundes ein. Die V er­
minderung im Haushaltsansatz gegenüber 1967 ist 
darauf zurückzuführen, daß das Volumen 1967 durch 
die starke Beteiligung dieses Sektors am Ersten und 
Zweiten Konjunkturförderungsprogramm erheblich er­
höht wurde.

SON STIGE AUSGABEN

Im Bereich der Aufwendungen für das Ernährungs­
und Landwirtschaftswesen ist eine bem erkenswerte 
Steigerung gegenüber 1967 zu erkeimen. Die hohen 
zusätzlichen Belastungen resultieren in erster Linie 
aus der Durchsetzung der EW G-Marktordnungen und 
der damit zusammenhängenden neuen Finanzierungs­
schemata. Im Bereich des W irtschaftsministeriums sind 
die zusätzlichen Aufwendungen hauptsächlich für so­
ziale Aufgaben im Bereich des Steinkohlebergbaues 
vorgesehen. Langfristige Strukturmaßnahm en auf die­
sem Sektor finden in dem vorliegenden Haushalts­
plan jedoch noch keinen Niederschlag. Die Entwick­
lungshilfe übersteigt zum ersten M ale die 2 Mrd. DM- 
Grenze und liegt damit im Rahmen jener Planungen, 
die langfristig für diesen Bereich vorgesehen sind. 
Im Budget des Forschungs- und Wissenschaftsmini­
steriums ist eine erhebliche Steigerung vorgesehen, 
die in hohem Maße nunmehr der Kernforschung zu­
gute kommen wird. Die Aufwendungen für den W oh­
nungsbau zeigen eine leichte Verminderung, die bei 
diesem Sektor ebenfalls auf die hohe Beteiligung des 
W ohnungsbaues am Ersten und Zweiten Konjunktur­
förderungsprogramm zurückzuführen ist. Eine Vermin­
derung der Aufträge in diesem konjunkturanfälligen 
Bereich birgt die nicht geringe Gefahr einer unbe­
friedigenden Ausnutzung der vorhandenen Kapazitä­
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ten in sidi. Der Sdiuldendienst des Bundes geht im 
Jahre 1968 nodi zurüdc, was jedodi nidit als Indika­
tor für eine längerfristige Entwidclung angesehen 
werden darf. Der Rüdegang in diesem Jahre ist 
hauptsädilidi darauf zurüdczuführen, daß in erheb- 
lidiem Maße UmsdiuMungsmaßnahmen getroffen w er­
den, die die Tilgungsverpfliditungen hinaussdiieben.

HÖHERE KREDITAUFNAHME N OTW ENDIG

Auf die Entwidslung der Einnahmeseite wurde sdion 
global hingewiesen. Im ersten Entwurf des H aushalts­
planes 1968 war mit einer Steigerung der Steuerein­
nahmen gegenüber 1967 in Höhe von 2,9 Mrd. DM 
geredinet worden. Dieser Ansatz berüdesiditigte eine 
Erhöhung der Steuereinnahmen in Höhe von 2,6 Vo 
auf Grund der angenommenen Einkommensentwidc- 
lung; wobei sidi hier erst die Auswirkung der ver­
minderten W adistumsrate 1967 bem erkbar madite. 
Außerdem war auf Grund der Einführung der M ehr­
wertsteuer ein M ehrertrag von 0,4 Mrd. DM und 
durdi die Erhebung der Ergänzungsabgabe eine Er­
höhung um 0,7 Mrd. DM erw artet worden. Da sowohl 
die Steuereinnahmen 1967 weit hinter dem Ansatz 
zurüdcblieben und audi die Steuereinnahmesdiätzun- 
gen für 1968 herabgesetzt werden mußten, ist dennodi 
mit einer Steigerung der Steuereinnahm en 1968 gegen­
über 1967 in Höhe von etwa 3 Mrd. DM zu redinen.

Die Folgen für die Kreditaufnahmen wurden bereits 
gestreift. Bei Berüdcsiditigung der nodi nidit abge- 
widselten Kreditaufnahmen für das Zweite Konjunk­
turförderungsprogramm und des Defizits 1967 ist 
eher mit einer leiditen Verminderung des effektiven 
Kreditvolumens gegenüber dem Jahre 1967 zu redinen. 
Im Jahre 1967 betrug die Neuversdiuldung des 
Bundes allein aus Kreditm arktmitteln und öffent- 
lidien Sondermitteln knapp 8 Mrd. DM.

KAUM KONJUNKTURPOLITISCHE IMPULSE

Wenn man die konjunkturpolitisdie W irksamkeit des 
neuen Etats beurteilen will, so empfiehlt es sidi, 
zunädist der Finanzplanung des letzten Jahres zu fol­
gen. Ohne Berüdcsiditigung des Ersten und Zweiten 
Konjunkturförderungsprogrammes war für das Jahr 
1968 gegenüber dem Jahre 1967 eine Steigerung der 
Bundesaktivität um 8,3 ”/o geplant. Rechnet man die 
beiden Konjunkturprogramme im Jahre 1967 dem 
Etat 1967 zu, dann ergibt sich jedoch nur eine Stei­
gerung um knapp 3 Vo.

Sicherlidi ist dies keine ausreichende Basis für einen 
Vergleich der Konjunkturwirksamkeit der beiden 
Etats. Denn ein Teil der Ausgaben des Zweiten Kon­
junkturförderungsprogrammes ist im Jahre 1967 noch 
nicht abgewickelt worden und ragt mit seiner W irk­
samkeit noch in das Jahr 1968 hinein. Davon ist je ­
doch jener Teil der Bundesausgaben abzuziehen, der 
sich im Rahmen des Zweiten Konjunkturförderungs­
programmes als Vorgriff auf 1968 schon im Jahre 1967 
ergab. Denn ein Teil dieses Förderungsprogrammes

sah auch die Inanspruchnahme von Bindungsermäch­
tigungen vor. Selbst wenn die Inanspruchnahme die­
ser Finanzierungsart geringer gewesen sein sollte als 
die noch abzuwickelnden Teile des Zweiten Konjunk­
turförderungsprogrammes, so scheint sich doch kaum 
eine Steigerung des Ausgabenvolumens von über 
3,5 Vo zu ergeben.

W eder die optimistische W achstumsrate des Brutto­
sozialproduktes von 6,5 Vo noch eine Rate von 4,5 
oder 5 Vo nominal wird daher durch die staatliche 
A ktivität übertroffen werden. Bei aller Vorsicht ge­
genüber solchen Voraussagen dürften sich somit aus 
einer globalen Analyse dieses Bereiches keine zu­
sätzlichen stimulierenden W irkungen des Bundes­
etats 1968 ablesen lassen. W enn auch die Steigerung 
absolut nicht nur 2,2 Mrd. DM, sondern vielleicht 
3 Mrd. DM betragen sollte, so ist sie auch schon im 
Vergleich zu dem Ersten Konjunkturförderungspro­
gramm in Höhe von 2,5 Mrd. DM gering.

Die Vermutung, daß keine wesentlichen stimulieren­
den W irkungen erw artet werden können, wird auch 
durch eine Analyse der Struktur der Ausgaben des 
Etats 1968 gestützt. Dadurch, daß 1967 die investi-

M it Telefonbau und Norm alzeit telefonieren.

. . .  wenn es sicIi um Fernsprech- Oder andere Fernmelde­
probleme handelt!
W ir liefern: Fernsprech-Anlagen, Elektrische Uhrenanlagen, 
Uhrensäulen, Feuerm elde-Anlagen, Überfall- und Einbruch- 
Meldeanlagen,W ächterkontrollanlagen,Zeiterfassungs-Anla- 
gen, Fernw irk- und Datenübertragungsanlagen, Lichtsignal* 
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tionsintensiven Ausgaben bewußt gestärkt worden 
waren, ist nunmehr in den entscheidenden Positionen 
eher ein Rückgang, höchstens aber eine Konstanz ab­
zulesen. Im Etat 1968 fließen hohe Anteile der skiz­
zierten M ehrausgaben in den Transferbereich. w äh­
rend die konjunkturpolitisch noch wirksameren Auf­
wendungen im V erkehr und W ohnungsbau gegen­
über 1967 eher negative Salden aufweisen,

UN GÜN STIGE PSYCHOLOGISCHE W IRKUNGEN

Hinsichtlich der Einnahmenseite wurde von vielen 
Seiten auf die negativ wirkende Erhöhung der Steuer­
belastung verwiesen. Besonders die Einführung der 
Ergänzungsabgabe, die nur M ehreinnahmen in Höhe 
von 0,7 Mrd. DM erbringt, wurde in der gegenwärti­
gen konjunkturellen Phase als unzweckmäßig empfun­
den. Auch die Tatsache, daß die W irksam keit dieser 
Steuern bei den Selbständigen erst in den nächsten 
Jahren erheblicher zu Buche schlagen dürfte, darf die 
durchaus negativ zu beurteilende psychologische W ir­
kung nicht außer acht lassen. Die unselbständig Be­
schäftigten haben mit höheren Beiträgen zur Sozial­
versicherung zu rechnen. Dieser Abschöpfungseffekt 
ist für die konjunkturpolitische Betrachtung ebenfalls 
nicht unerheblich.

Die Erhöhung der indirekten Steuern durch den Über­
gang von der Bruttoumsatzsteuer auf die M ehrwert­
steuer zeigte sicherlich weniger W irkungen wegen der 
absoluten Höhe dieser Steuern, sondern wegen der 
zunächst fehlenden Transparenz des Steuersystems 
und seiner Auswirkungen. Die sogenannte Investi­
tionssteuer dürfte besonders am Jahresübergang eine 
erhebliche Verwirrung unter den Investitionswilligen 
hervorgerufen haben.

Auch aus der starken Defizitfinanzierung infolge 
der hohen Kreditaufnahme dürften nur geringe 
zusätzliche Effekte zu erw arten sein. Die häufig be­
fürchteten Gefahren einer inflationären Entwicklung 
brauchen im Augenblick nicht hoch veranschlagt zu 
werden, da einer steigenden Nachfrage durchaus noch 
freie Kapazitäten gegenüberstehen. Auch eine Be­
trachtung des gesamten staatlichen Sektors unter 
Einbeziehung der übrigen Gebietskörperschaften wird 
kaum zu einer optimistischeren Beurteilung der kon­
junkturbelebenden W irkungen gelangen können. Die 
Anfang des Jahres 1968 diskutierten weiteren Maß­
nahmen zur Erhöhung der wirtschaftlichen Aktivität, 
die Senkung der direkten Steuern, der Aufschub der 
Erhöhung der M ehrwertsteuer und die geplanten Be­
soldungserhöhungen im öffentlichen Dienst, hätten 
sicherlich zusätzliche Impulse gegeben und wären 
durchaus als antizyklisch und noch keineswegs als 
exzessiv zu bezeichnen gewesen.

NOCH KEIN BEFRIEDIGENDES WACHSTUMSKONZEPT

Eine das langfristige Wachstum der Volkswirtschaft 
berücksichtigende Analyse der Etatwirkungen hat sich 
besonders auf die Entwicklung der Investitionen zu

konzentrieren. In der mittelfristigen Finanzplanung 
war eine Steigerung des Anteils der Investitionsaus­
gaben an den Gesamtausgaben von 17,7 "/o im Jahre 
1967 auf 18,3 “/o im Jah re  1968 projektiert. Diese Stei­
gerung war an sich schon als gering zu bew erten und 
ist nunmehr durch die beiden Konjunkturförderungs­
programme ins Gegenteil verkehrt worden.

Im Jahre 1968 ist eindeutig ein Sinken der investiven 
Anteile der Bundesausgaben zu bemerken. Berück- 
siditigt man das Erste und Zweite Konjunkturförde­
rungsprogramm im Rahmen des Etats 1967, dann fällt 
der Anteil der investiven Ausgaben von 21,4 ®/o auf 
18,3 Vo im Jahre 1968. Die Einkommensübertragungen 
dagegen werden ihre Bedeutung von 41 Vo auf über 
46 Vo steigern können. Diese Entwicklung ist zwangs­
läufig zum größten Teil auf die konjunkturpolitischen 
Sondermaßnahmen zurückzuführen, die 1967 beson­
ders die Investitionen berüdcsichtigten. W enn man 
jedodi zusätzlich die Probleme einer optimalen Aus­
nutzung der offensichtlich vorhandenen oder erst ge­
schaffenen Produktionskapazität in die Analyse ein­
bezieht, dann erscheint ein A nteil von 18,3 Vo als un­
verhältnismäßig gering.

Diese globalen Angaben lassen jedoch noch nichts 
über die W irkungen der einzelnen betroffenen Pro­
jek te erkennen. In einigen Bereichen scheinen sich 
bei näherer Analyse positive Aspekte anzubahnen. 
So sind die M ehrausgaben im Forschungsbereich und 
auch die Rationalisierungsanstrengungen im V er­
kehrswesen durdi das im letzten Jah r entwickelte 
verkehrspolitische Konzept Ansatzpunkte einer um­
fassenden Wachstumspolitik. Besonders der letzte Be­
reich sollte von der formalen Konzeption her als Bei­
spiel für die Erarbeitung langfristig durchzuführen­
der Strukturverbesserungsprogam me genommen w er­
den. In beiden Bereichen hätten sich jedoch sowohl 
unter konjunktur- wie unter wachstumspolitischen 
Gesichtspunkten höhere Aufwendungen auch für 1968 
vertreten  lassen. Darüber hinaus sind Entscheidun­
gen über die künftige Struktur in den Bereichen des 
Agrarwesens, der Energieversorgung und vor allem 
im Bildungssektor nicht m ehr hinauszuschieben. 
Sicherlich ist einzusehen, daß diese Bereiche in ihrer 
ganzen Komplexität nicht von einem Bundesetat 
allein bew ältigt werden können, doch sind außer 
einigen Ansätzen 1968 noch keine umfassenden Struk­
turverbesserungen zu erkennen.

GEFAHREN FÜR DEN ETAT 1969

Diese Überlegungen sollten schon bei der Gestaltung 
des Bundesetats 1969 eine hohe Priorität besitzen. 
Jedoch zeichnen sich auch hier bereits erhebliche 
Schwierigkeiten ab. Die für das Jah r 1969 anstehende 
Entscheidung über die N euverteilung der A nteile der 
Länder und des Bundes an der Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer wird Anlaß zu grundsätzlichen De­
batten sein. Momentan bezieht der Bund aus diesen
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beiden Steuern 37 “/o, während die Länder für eine 
Senkung auf 35 “/o plädieren. Die dabei in  Frage 
stehende Finanzmasse in Höhe von einer M illiarde 
DM gilt daher als sehr unsicher.

Weiterhin ist der Etat 1969 durch den zu deckenden 
Fehlbetrag aus dem Budget 1967 in Höhe von 1,35 
Mrd. DM belastet. W enn auch die wirtschaftliche Ent­
wicklung im Laufe der Jah re 1968 und 1969 V er­
besserungen zeigen wird, so kann dennoch eine Kor­
rektur der Steuerschätzungen nicht ausgeschlossen 
werden. Hinzu kommen gegenüber der mittelfristigen 
Finanzplanung zusätzliche Aufwendungen für die 
Knappschaftsversicherung und evtl. aus den Rege­
lungen des Devisenausgleichs. Für das sich abzeich­
nende Defizit wurden schon Beträge von 3 bis 4 Mrd. 
DM genannt.

Sicherlich ist die Kreditfinanzierung, die in der m it­
telfristigen Finanzplanung für 1969 noch m it einem 
relativ niedrigen Betrag von 3,4 Mrd. DM angesetzt 
war, durchaus noch erweiterungsfähig. Doch mehren 
sich die Stimmen, auch von der Deutschen Bundes­
bank, daß weitere Kreditfinanzierungen nicht ohne 
weiteres hingenommen werden könnten. Die endgül­
tige Entscheidung über die Höhe der sinnvollen Kre­
ditfinanzierungen kann erst gefällt werden, wenn man 
einen Überblick über die künftige wirtschaftliche Ent­
wicklung gewonnen hat. Dabei ist jedoch zu beachten, 
daß die Erfahrungen der letzten Jahre zeigten, daß 
zu späte Entscheidungen über eine erhöhte Verschul­
dung kurz- und langfristige Schwierigkeiten in sich 
bergen.

Die Alternative zu diesen Kreditfinanzierungen wären 
Ausgabenkürzungen, wenn man zunächst einmal von 
Steuererhöhungen absieht. Gegen die Kürzung von 
wesentlichen Ausgaben spricht aber einmal das Be­
dürfnis zur Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen 
Struktur und andererseits die Tatsache, daß im Jahre 
1969 die Bundestagswahlen eine erhebliche Rolle im 
finanzpolitischen Geschehen spielen werden. Der Etat 
1969 wird f'aher vermutlich noch schwieriger zu hand­
haben sein als der Etat dieses Jahres.

SACHllCHE UND ZEITLICHE KOOPERATION IMMER DRINGLICHER

Die Diskussion des Bundesetats 1968 zeigte eine Fülle 
von noch ungelösten Problemen, die zum Teil aus der 
Entwicklung der letzten Jahre entstanden sind und 
die bereits wieder für die Entwicklung in den näch­
sten Jahren konstituierend sind. Die Erarbeitung eines

konjunkturpolitisch sinnvollen und wachstumsopti­
malen Etats kann nicht vom Bund isoliert vorgenom­
men werden. Die nicht mehr allzu hohen Zuwachsra­
ten in der Entwicklung der arbeitsfähigen Bevölke­
rung und die bei einem internationalen Vergleich 
schon zu erkennenden Lücken im technologischen Be­
reich sollten Anlaß sein, gezielte Programme zu ent­
wickeln, die zu Produktivitätssteigerungen führen und 
damit einen sinnvollen Einsatz der vorhandenen Fak­
toren gewährleisten. Das erfordert eine engere Zu­
sammenarbeit mit den anderen Gebietskörperschaften, 
um besonders im Bildungswesen, in der Raumordnung 
und in  der sektoralen Struktur eine wachstumsadä­
quate Politik durchzusetzen. Die Verhandlungen über 
die Reform der Finanzverfassung in der BRD müssen 
auch unter diesem A spekt noch stärker als bisher 
forciert werden.

Die Bildung eines Finanzplanungsrates sollte für die 
anderen Gebietskörperschaften ein starker Anreiz 
sein, an den gemeinsamen finanzpolitischen Entschei­
dungen mitzuwirken. Darüber hinaus ist aber die Be­
reinigung der Zuständigkeit und der verfügbaren 
Finanzquellen für die einzelnen Gebietskörperschaf­
ten das vordringliche Problem. Die Veränderung der 
bisherigen Kompetenzen durch die Einführung der 
Gemeinschaftsaufgaben sollte möglichst bald zu Er­
gebnissen führen. Daneben ist besonders für die Ge­
meinden die Klärung der zukünftig zur Verfügung 
stehenden Finanzquellen von großer Dringlichkeit. 
Die Koordinierung der materiellen Planung zwischen 
den einzelnen Trägern der W irtschaftspolitik imd vor 
allem die Koordinierung des finanzpolitischen Geba­
rens sind von höchster Wichtigkeit.

Das Nebeneinander der vielen Entscheidungsträger 
in der Wirtschafts-, Finanz- und Geldpolitik hat in 
den letzten Jahren zu den großen Schwierigkeiten in 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beigetragen 
und sollte in Zukunft vermieden werden. Die sich an­
bahnende horizontale und vertikale Kooperation und 
die davon bisher noch weitgehend getrennte zeit­
liche Koordination der staatlichen Tätigkeit sollten 
möglichst bald integriert werden. Es zeigte sich aber 
auch, daß diese Kooperation über die traditionellen 
Bereiche der staatlichen A ktivität hinausgehen muß, 
um zu befriedigenden Ergebnissen zu gelangen. Der 
Bundesetat 1968 kann in diesem Zusammenhang nur 
als eine nicht ganz befriedigende Zwischenstation an­
gesehen werden.
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